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[bookmark: _Toc467606140]1. Auslöser der Revision
Der Bund hat die Rechtsgrundlagen für die Erteilung des Schweizer Bürgerrechts vollständig überarbeitet. Das totalrevidierte Bundesgesetz über das Schweizer Bürgerrecht (Bürgerrechtsgesetz, BüG; SR 141.0) wurde vom Parlament am 20. Juni 2014 beschlossen. Gestützt darauf hat der Bundesrat am 17. Juni 2016 die Verordnung über das Schweizer Bürgerrecht (Bürgerrechtsverordnung, BüV-CH; SR 141.01) verabschiedet und die Inkraftsetzung der neuen Rechtsgrundlagen auf den 1. Januar 2018 festgelegt. 
Das neue Bundesrecht erfordert eine grundlegende Überarbeitung der kantonalen Bürgerrechtsbestimmungen; diese erfolgt in einem ersten Schritt durch die Totalrevision der kantonalen Bürgerrechtsverordnung (auf den 1. Januar 2018) und in einem zweiten Schritt durch den Erlass eines neuen kantonalen Bürgerrechtsgesetzes (siehe hinten Ziff. 6).
Das geltende Bürgerrechtsgesetz des Bundes enthält nur rudimentäre Vorgaben im Bereich der materiellen Einbürgerungsvoraussetzungen. Die diesbezügliche Rechtsetzung war bis anhin vor allem Sache der Kantone. Dies ändert sich nun grundlegend mit dem Erlass der Bürgerrechtsverordnung durch den Bundesrat. Darin konkretisiert der Bund erstmals in bedeutendem Umfang die gesetzlichen Vorgaben selber, insbesondere bei den Voraussetzungen der ordentlichen Einbürgerung. Die Einbürgerungskriterien des Bundes sind so präzis, dass sie von den Kantonen und Gemeinden im Wesentlichen ohne Ergänzungsrecht direkt angewendet werden können. Der kantonalen Gesetzgebung kommt nur noch dort eine eigenständige Bedeutung zu, wo der Kanton die Integrationskriterien verschärfen will sowie bei der Regelung des Verfahrens im Kanton und in den Gemeinden.  
[bookmark: _Toc467606141]2. Ausgangslage
[bookmark: _Toc467606142]2.1 Rechtsetzungskompetenzen
Im Bereich der ordentlichen Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern sind die Rechtsetzungskompetenzen zwischen Bund und Kantonen aufgeteilt: Der Bund erlässt Mindestvorschriften und erteilt die Einbürgerungsbewilligung (Art. 38 Abs. 2 der Bundesverfassung). Die Vorschriften des Bundes gelten nicht nur für die Erteilung der Einbürgerungsbewilligung des Bundes, sondern sind auch bei der Erteilung des Kantons- und Gemeindebürgerrechts im Sinne von Mindestanforderungen zu berücksichtigen. Zwischen dem Schweizer Bürgerrecht einerseits und dem kantonalen und kommunalen Bürgerrecht andererseits besteht eine untrennbare Einheit. Die Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern ist nur gültig, wenn die Einbürgerungsbewilligung der zuständigen Bundesbehörde vorliegt. Erfüllt eine Bewerberin oder ein Bewerber nicht alle bundesrechtlichen Voraussetzungen, erteilt der Bund die Einbürgerungsbewilligung nicht, was im Ergebnis bedeutet, dass die Einbürgerung in Kanton und Gemeinde nicht zustande kommt. 
Den Kantonen stehen bei der ordentlichen Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern die folgenden Rechtsetzungskompetenzen zu:
-	Die Kantone können weitere Integrationskriterien vorsehen (Art. 12 Abs. 3 BüG).  
-	Die kantonale Gesetzgebung hat die Mindestaufenthaltsdauer im Kanton und in den Gemeinden zu regeln, wobei das Bundesrecht den Rahmen vorgibt. Gemäss Art. 18 BüG beträgt die Mindestaufenthaltsdauer mindestens zwei und längstens fünf Jahre.
-	Die Kantone sind zuständig, das Verfahren im Kanton und in der Gemeinde zu regeln (Art. 15 Abs. 1 BüG).
[bookmark: _Toc467606143]2.2 Bundesrecht
Die Einbürgerungsvoraussetzungen werden vom Bund per 1. Januar 2018 auf Gesetzes- und Verordnungsebene detailliert geregelt. Wichtig sind folgende Neuerungen im Bereich der ordentlichen Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern.
Formelle Voraussetzungen
-	Für die Einreichung des Einbürgerungsgesuchs wird neu eine Niederlassungsbewilligung C verlangt (Art. 9 Abs. 1 lit. a BüG); diese setzt bereits erhebliche Integrationsleistungen voraus. Die neue Bestimmung hat zur Folge, dass Personen mit Ausweis B oder F (vorläufig aufgenommene Personen) nicht mehr zum Einbürgerungsverfahren zugelassen werden.
-	Es genügt neu ein Aufenthalt von insgesamt zehn Jahren in der Schweiz (bisher: zwölf Jahre). Für die Berechnung der Aufenthaltsdauer wird die Zeit, während der die Person zwischen dem vollendeten 8. und 18. Lebensjahr in der Schweiz gelebt hat, doppelt gerechnet (bisher: Doppelrechnung zwischen dem 10. und 20. Lebensjahr).
-	Der Aufenthalt in der Schweiz mit einem Aufenthaltstitel in Form einer vorläufigen Aufnahme wird nur zur Hälfte angerechnet (Art. 33 Abs. 1 lit. b BüG).
Materielle Voraussetzungen (Integrationskriterien)
-	Neu wird die Beachtung der Strafrechtsordnung auf der Grundlage des Strafregister-Informationssystems VOSTRA (Art. 4 Abs. 2 BüV-CH) und nicht mehr wie bisher auf der Grundlage des Strafregisterauszugs für Privatpersonen geprüft. Die Fristen für die Entfernung von Strafurteilen sind beim Strafregister länger als beim Strafregisterauszug. Einbürgerungswillige, die straffällig geworden sind, müssen deutlich länger warten, bis sie ein Einbürgerungsgesuch stellen können.
-	Der Bund verlangt neu die Respektierung der Werte der Bundesverfassung (Art. 12 Abs. 1 lit. b BüG). Der Begriff beinhaltet das Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip, die Grundrechte wie die Gleichberechtigung von Mann und Frau, das Recht auf Leben und die persönliche Freiheit, die Glaubens- und Gewissensfreiheit sowie die Meinungsäusserungsfreiheit, aber auch die Pflicht zum Militär- oder zivilen Ersatzdienst und zum Schulbesuch (Art. 5 BüV-CH).
-	Der Bund legt neu die erforderlichen Sprachkompetenzen fest. Verlangt wird das Referenzniveau B1 für mündliche Sprachkompetenzen und das Referenzniveau A2 für schriftliche Sprachkompetenzen (Art. 6 Abs. 1 BüV-CH). Dies stellt für den Kanton Zürich keine Neuerung dar, denn seit dem 1. Januar 2015 verlangt die kantonale Bürgerrechtsverordnung einen Sprachnachweis auf diesen Niveaustufen (§ 21 b BüV-ZH). In dieser wichtigen Frage besteht somit kein Handlungsbedarf, die bewährte Zürcher Praxis kann weitergeführt werden. 
-	Das Bundesrecht präzisiert das Integrationskriterium „Vertrautsein mit den schweizerischen Verhältnissen“. Verlangt werden neu Grundkenntnisse der geografischen, historischen, politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse in der Schweiz, die Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben in der Schweiz sowie die Pflege von Kontakten zu Schweizerinnen und Schweizern (Art. 2 Abs. 1 BüV-CH). Im Kanton Zürich werden schon heute Grundkenntnisse der gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse in der Schweiz, im Kanton und in der Gemeinde verlangt (§ 21 a lit. d BüV-ZH).
-	Die Förderung und Unterstützung der Integration der Familienmitglieder ist künftig ein Integrationskriterium (Art. 12 Abs. 1 lit. e BüG, Art. 8 BüV-CH).
-	Der Erwerb des Bürgerrechts setzt weiter die Teilnahme am Wirtschaftsleben voraus (Art. 12 Abs. 1 lit. d BüG). Dieses Integrationskriterium deckt sich mit dem Grundsatz der wirtschaftlichen Erhaltungsfähigkeit des geltenden kantonalen Rechts (§ 5 BüV-ZH). Neu sieht das Bundesrecht vor, dass der Bezug von Sozialhilfe in den drei Jahren vor Gesuchseinreichung ein Einbürgerungshindernis darstellt (Art. 7 Abs. 3 BüV-CH). 
-	Der Teilnahme am Wirtschaftsleben gleichgestellt ist die Teilnahme am Erwerb von Bildung (Art. 12 Abs. 1 lit. d BüG, Art. 7 Abs. 2 BüV-CH). Diese zeigt sich im Nachweis einer aktuellen Aus- oder Weiterbildung zum Beispiel mittels eines Lehrvertrags 
oder Diploms. 
-	Das Bundesrecht regelt neu die Fälle, bei denen eine Bewerberin oder ein Bewerber aufgrund einer Behinderung, einer Krankheit oder anderer gewichtiger persönlicher Umstände die Integrationskriterien nicht erfüllen kann (Art. 12 Abs. 2 BüG, Art. 9 BüV-CH). Wenn diese Umstände der Grund dafür sind, dass jemand nicht für seinen Lebensunterhalt sorgen oder die geforderten Sprachkenntnisse nicht erwerben kann, darf die Einbürgerung nicht verweigert werden. Dieser Grundsatz stützt sich auf das Diskriminierungsverbot der Bundesverfassung und ist bereits heute im kantonalen Recht verankert (§ 22 a BüV-ZH). Neu ist hingegen, dass gemäss Bundesrecht auch bei anderen gewichtigen persönlichen Umständen von der Erfüllung der Integrationskriterien abgesehen werden kann. Gemäss Art. 9 lit. c BüV-CH sollen dabei Ausnahmen für Ausländerinnen und Ausländer gelten, die von einer Lern-, Lese- oder Schreibschwäche oder von Erwerbsarmut (Working-Poor) betroffen sind oder die Betreuungsaufgaben wahrnehmen (Alleinerziehende).

Das neue Bundesrecht ist online wie folgt einsehbar:
-	Bürgerrechtsgesetz vom 20. Juni 2014 (BüG):
	https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2016/2561.pdf
-	Bürgerrechtsverordnung vom 17. Juni 2016 (BüV):
	https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2016/2577.pdf

[bookmark: _Toc467606144]2.3 Kantonales Recht
Der Erwerb und Verlust der Bürgerrechte des Kantons und der Gemeinden ist in der        Kantonsverfassung vom 27. Februar 2005 (KV, Art. 20 und 21), im Gemeindegesetz vom 6. Juni 1926 (GG, §§ 20-31) und in der Bürgerrechtsverordnung vom 25. Oktober 1978 (BüV-ZH) geregelt. 
Die Kantonsverfassung verlangt eine abschliessende kantonale Regelung der Einbürgerungsvoraussetzungen auf Gesetzesstufe (Art. 20 Abs. 2 KV). Gestützt darauf erarbeitete der Regierungsrat ein Bürgerrechtsgesetz, das die Einbürgerungsvoraussetzungen und das Einbürgerungsverfahren im ganzen Kanton einheitlich regeln sollte (Vorlage 4646 vom 18. November 2009). Am 22. November 2010 beschloss der Kantonsrat den Erlass eines kantonalen Bürgerrechtsgesetzes (ABl 2010, 2601). Dagegen ergriffen Stimmberechtigte das Referendum und reichten unter dem Titel „Kein Recht auf Einbürgerung für Verbrecher“ einen ausformulierten Gegenvorschlag ein. In der Volksabstimmung vom 11. März 2012 wurden sowohl das Bürgerrechtsgesetz (mit einem Nein Stimmenanteil von 56,3%) als auch der Gegenvorschlag von Stimmberechtigten (mit einem Nein Stimmenanteil von 59,6%) abgelehnt. 
Die Ablehnung der Vorlage zum kantonalen Bürgerrechtsgesetz hat zur Folge, dass die bürgerrechtlichen Bestimmungen des Gemeindegesetzes (§§ 20-31) weiterhin in Kraft sind. Da am 1. Januar 2018 das neue Gemeindegesetz in Kraft tritt, steht hier eine formale Änderung bevor: Die bürgerrechtlichen Bestimmungen des Gemeindegesetzes vom 6. Juni 1926 werden auf diesen Zeitpunkt in einen eigenen Erlass mit dem Titel „Gesetz über das Bürgerrecht“ überführt (siehe Amtsblatt vom 22. Mai 2015, Gesetz über das Meldewesen und das Einwohnerregister, Anhang). 
Die kantonale Bürgerrechtsverordnung wurde letztmals am 11. Juni 2014 einer Teilrevision unterzogen. Die geänderten Bestimmungen sind am 1. Januar 2015 in Kraft getreten. Diese Teilrevision war notwendig geworden, weil die Verordnung nicht mehr in allen Teilen der Rechtsprechung des Bundesgerichts und den Anforderungen der Praxis entsprach. Eine wichtige Neuerung bestand darin, dass erstmals konkretere Anforderungen an die Sprachkompetenzen festgelegt und das Nachweisverfahren (u.a. Sprachtest) geregelt wurden. 
[bookmark: _Toc467606145]

2.4 Zahlen zur Einbürgerung
Im Jahr 2015 wurden im Kanton Zürich 7‘187 Personen im ordentlichen Verfahren eingebürgert, in der Schweiz waren es 31‘166 Personen. Die Zahlen aus früheren Jahren sind aus der folgenden Grafik ersichtlich:
[image: ]
[bookmark: _Toc467606147]3. Grundsätze für die Revision 
Bei der Revision der kantonalen Bürgerrechtsverordnung sind die drei folgenden Grundsätze wegleitend: 
1.	Die Vernehmlassungsvorlage orientiert sich am Grundsatz, dass für die Erteilung des Kantons- und Gemeindebürgerrechts die gleichen Voraussetzungen gelten sollen wie für die Erteilung der Einbürgerungsbewilligung des Bundes.
2.	Nachdem die Hürden für die Erlangung des Bürgerrechts vom Bundesgesetzgeber deutlich erhöht wurden, besteht für den Kanton kein Anlass, auf Verordnungsstufe zusätzliche Verschärfungen vorzunehmen. Damit kann der Kanton Zürich einen wirksamen Beitrag zur landesweiten Harmonisierung der Einbürgerungsvoraussetzungen leisten (vgl. RRB Nr. 1052/2015). Ein Viertel aller Einbürgerungen in der Schweiz erfolgt im Kanton Zürich.
	Ausnahmen von diesem Grundsatz sind dort vorgesehen, wo die Kantonsverfassung zusätzliche Anforderungen an die Integration stellt. Dies betrifft die Kenntnisse der deutschen Sprache und das Vertrautsein mit den hiesigen Verhältnissen (Art. 20 Abs. 3 KV).
3.	Mit der Revision der Bürgerrechtsverordnung sollen einheitliche Einbürgerungsvoraussetzungen in allen Zürcher Gemeinden geschaffen werden wie dies die Kantonsverfassung verlangt (Art. 20 Abs. 2 KV). Diese Vorgabe ist heute nicht erfüllt: Eine Reihe von Gemeinden stellt bei Bewerberinnen und Bewerbern ohne Anspruch auf Einbürgerung strengere Anforderungen an die Dauer des Aufenthalts und die wirtschaftliche Erhaltungsfähigkeit als das kantonale Recht. Dies führt zu unerwünschten Ungleichbehandlungen von Einbürgerungswilligen innerhalb des Kantons. Eine rechtsgleiche Behandlung lässt sich dadurch erreichen, dass das kantonale Recht die Frage der Aufenthaltsdauer und der wirtschaftlichen Erhaltungsfähigkeit abschliessend regelt. 
Die Einbürgerung von in der Schweiz lebenden Ausländerinnen und Ausländern wirkt sich positiv auf deren gesellschaftliche und politische Integration aus. Die Studie «Einbürgerung beschleunigt Integration» (Schweizerischer Nationalfonds 2015) zeigt, dass die positiven Effekte der Einbürgerung umso grösser sind, je früher sich eine Person einbürgern lässt. Der Schweizer Pass spielt bei der Arbeits- und Wohnungssuche eine wichtige Rolle. Die Staatsbürgerschaft verbessert den Status und ist für die Eingebürgerten Motivation, sich in der schweizerischen Gesellschaft zu integrieren. Diese Erkenntnisse sprechen dafür, die kantonalen Anforderungen für Einbürgerungen nicht höher anzusetzen als im Bundesrecht. 
[bookmark: _Toc467606148]4. Inhalt der Vorlage 
Kernpunkt der Revision ist die Anpassung der Bürgerrechtsverordnung an das neue Bundesrecht. Die Vernehmlassungsvorlage (VE BüV-ZH) sieht in Verbindung mit dem neuen Bundesrecht verbindliche Standards vor, die eine einheitliche Beurteilung der Integration der Einbürgerungswilligen in allen Zürcher Gemeinden ermöglichen. Weitere Anpassungen betreffen das Einbürgerungsverfahren. 
Die Vernehmlassungsvorlage gliedert sich in sieben Abschnitte mit 39 Bestimmungen:
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
Im ersten Abschnitt sind der Regelungsgegenstand der Verordnung, der Datenaustausch zwischen den Einbürgerungsbehörden und die Aufsicht über das Bürgerrechtswesen geregelt. 
2. Abschnitt: Ordentliche Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern 
Dieser Abschnitt bildet den Schwerpunkt der Verordnung. Die Bestimmungen regeln die Aufenthaltsdauer und konkretisieren die bundesrechtlichen Integrationskriterien im Hinblick auf die hiesigen Verhältnisse (Kenntnisse der deutschen Sprache und Vertrautsein mit den Verhältnissen im Kanton Zürich und der Wohnsitzgemeinde). Weiter wird das Einbürgerungsverfahren innerhalb des Kantons geregelt (Gesuchsunterlagen, Prüfung der Voraussetzungen auf Stufe Kanton und Gemeinde). 
3. Abschnitt: Einbürgerung von Schweizerinnen und Schweizern
Die Einbürgerung von Schweizerinnen und Schweizern - d.h. der Wechsel oder zusätzliche Erwerb eines Gemeinde- oder Kantonsbürgerrechts - regelt ausschliesslich das kantonale Recht. Wie bisher gelten für Schweizerinnen und Schweizer einfachere Einbürgerungsbedingungen. 
4. Abschnitt: Entlassung aus dem Bürgerrecht
Dieser Abschnitt übernimmt das geltende Recht. Er enthält lediglich systematische und redaktionelle Anpassungen.
5. Abschnitt: Gebühren
Die Gebührenbestimmungen orientieren sich weitgehend am geltenden Recht. Neu ist die Bestimmung, wonach die Gemeinden allen Ausländerinnen und Ausländern bis zum 25. Altersjahr nur die halbe Gebühr in Rechnung stellen dürfen.
6. Abschnitt: Erleichterte Einbürgerung
Bei der erleichterten Einbürgerung handelt es sich um ein Bundesverfahren. Das kantonale Recht regelt lediglich die Mitwirkung des Kantons und der Gemeinden bei den Erhebungen, die der Bund für den Entscheid über die erleichterte Einbürgerung benötigt. 
7. Abschnitt: Übergangsbestimmung
Hier ist der Grundsatz der Nichtrückwirkung ausdrücklich verankert: Gesuche, die bis zum 31. Dezember 2017 eingereicht werden, werden nach den Bestimmungen des bisherigen Rechts behandelt.
Die Vernehmlassungsvorlage übernimmt soweit als möglich die Systematik und Terminologie des Bundesrechts. Auf Wiederholungen von Bundesrecht wird in der Regel verzichtet. Die kantonale Bürgerrechtsverordnung gibt den Einbürgerungswilligen und den Behörden keine abschliessende Auskunft über die Einbürgerungsvoraussetzungen. Hierzu sind auf jeden Fall das Bürgerrechtsgesetz und die Bürgerrechtsverordnung des Bundes beizuziehen.
[bookmark: _Toc467606149]5. Wichtige Neuerungen 
[bookmark: _Toc467606150]5.1 Aufenthaltsdauer in der Gemeinde
Nach geltendem kantonalem Recht (§ 21 Abs. 1 und 2 GG) müssen Schweizerinnen und Schweizer sowie Ausländerinnen und Ausländer, die einen Anspruch auf Einbürgerung haben, einen Aufenthalt (Wohnsitz) von zwei Jahren in der Gemeinde nachweisen, in der sie das Gemeindebürgerrecht beantragen. An dieser Regelaufenthaltszeit soll festgehalten werden. Im Gemeindegesetz nicht geregelt ist die Mindestaufenthaltsdauer für Ausländerinnen und Ausländer, die keinen Anspruch auf Einbürgerung haben (§ 22 GG). Diese Lücke wird mit der vorliegenden Bestimmung geschlossen, indem die Aufenthaltsdauer von zwei Jahren neu für alle Ausländerinnen und Ausländer gilt. Damit werden die Einbürgerungswilligen in allen Zürcher Gemeinden hinsichtlich der erforderlichen Aufenthaltsdauer gleichgestellt. Rund 70% der Zürcher Gemeinden, darunter die Stadt Zürich, kennen bereits heute die zweijährige Aufenthaltsdauer. Die bisherige Möglichkeit der Gemeinden, gestützt auf § 22 Abs. 2 BüV-ZH für Ausländerinnen und Ausländer ohne Anspruch auf Einbürgerung eine längere Aufenthaltsdauer festzulegen, entfällt. 
Wohnsitzfristen ermöglichen es den Gemeinden, die Integrationsbemühungen der Einbürgerungswilligen vor Ort während einer bestimmten Zeitspanne zu beobachten und zu beurteilen. Die an einer Einbürgerung interessierten Personen sollen sich in diesem Zeitraum mit den örtlichen Verhältnisse vertraut machen können. Eine Aufenthaltsdauer von zwei Jahren ist dafür ausreichend. Es gibt keine Hinweise darauf, dass sich die Chancen einer erfolgreichen Integration verbessern, wenn die kommunale Aufenthaltsdauer mehr als zwei Jahre beträgt, zumal das Bundesrecht bereits einen Aufenthalt von zehn Jahren in der Schweiz vorschreibt. Längere Fristen können sich im Gegenteil demotivierend auswirken. Entscheidend ist nicht die Dauer des Aufenthalts, sondern vielmehr die Frage, welche Integrationsbemühungen jemand in einem bestimmten Zeitraum unternimmt und ob diese - gemessen an den Einbürgerungskriterien - erfolgreich verlaufen.
[bookmark: _Toc467606151]5.2 Kantonaler Deutschtest
Um die Gemeinden bei der Beurteilung der Deutschkenntnisse zu unterstützen, hat das Gemeindeamt einen Deutschtest entwickelt, der Gewähr bietet für eine faire und professionelle Sprachbeurteilung. Der kantonale Deutschtest im Einbürgerungsverfahren (KDE) ist handlungsorientiert; es werden keine „akademischen“ Sprachregeln bzw. Grammatikkenntnisse, sondern kommunikative Kompetenzen überprüft, die für das alltägliche Zusammenleben von Bedeutung sind. 
Der KDE steht den Gemeinden bzw. den von den Gemeinden mit der Testdurchführung be-auftragten Bildungseinrichtungen seit April 2013 zur Verfügung. Unterdessen wird dieser Test von einem überwiegenden Teil der Zürcher Gemeinden eingesetzt. Um eine einheitliche und rechtsgleiche Prüfung der Sprachkompetenzen zu gewährleisten, soll der KDE neu flächendeckend in allen Zürcher Gemeinden zur Anwendung kommen (§ 10 Abs. 1 VE BüV-ZH). 
Von der Pflicht zur Absolvierung des KDE ausgenommen sind Bewerberinnen oder Bewerber, die eine der nachfolgenden Bedingungen erfüllen: Deutsche Muttersprache, Besuch der Volksschule während mindestens fünf Jahren in Deutsch, Abschluss einer Ausbildung auf Sekundarstufe II oder Tertiärstufe in Deutsch oder ein anerkanntes Sprachdiplom, das die Referenzniveaus B1 mündlich bzw. A2 schriftlich bestätigt (§ 9 VE BüV-ZH). 
[bookmark: _Toc467606152]5.3 Grundkenntnisse der Politik und Gesellschaft
Die Gemeinden sind durch Bundesrecht und kantonales Recht verpflichtet, das Vorliegen der Grundkenntnisse der Politik und Gesellschaft zu prüfen. Zu diesem Zweck können sie von den Bewerberinnen und Bewerbern die Absolvierung eines entsprechenden Tests verlangen oder sie können das Vorliegen der geforderten Kenntnisse im Rahmen des Einbürgerungsgesprächs prüfen (§ 11 VE BüV-ZH). 
Verzichtet die Gemeinde auf einen Test, hat sie einen Katalog von Fragen zusammenzustellen, der bei allen Gesprächen zur Anwendung kommt. Damit soll eine rechtsgleiche Behandlung gewährleistet werden. Die Themen der Befragung sind vorgängig anzukünden, damit sich die Bewerberinnen und Bewerber darauf vorbreiten können. Mit dieser Bestimmung werden die Vorgaben umgesetzt, die das Bundesgericht (BGE 140 I 99 E. 3) und das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich (VB 2015. 00381, E. 4.3) für die Prüfung der Grundkenntnisse festgelegt haben.
Für die Einführung eines obligatorischen Grundkenntnistests bedarf es einer gesetzlichen Grundlage. Dieser Punkt wird im Rahmen der Erarbeitung des kantonalen Bürgerrechtsgesetzes zu prüfen sein. 
[bookmark: _Toc467606153]5.4 Teilnahme am Wirtschaftsleben
Der Erwerb des Bürgerrechts setzt die Teilnahme am Wirtschaftsleben voraus (Art. 12 Abs. 1 lit. d BüG, Art. 7 BüV-CH). Die Bewerberinnen und Bewerber müssen für sich und ihre Familien aufkommen können durch Einkommen, Vermögen oder Leistungen Dritter, auf die ein Anspruch besteht (z.B. Sozialversicherungen, Unterhaltsleistungen gemäss ZGB). Dies entspricht geltendem Zürcher Recht (§ 5 Abs. 2 lit. b BüV-ZH). Die Teilnahme am Wirtschaftsleben verlangt weiter, dass die finanziellen Verhältnisse geordnet sind, was die Gemeinden wie bisher anhand des Betreibungsregisters überprüfen (§ 7 VE BüV-ZH).
Das geltende kantonale Recht äussert sich nicht zur Frage, ob Sozialhilfebezügerinnen und -bezüger das Kriterium der wirtschaftlichen Erhaltungsfähigkeit erfüllen. Die Praxis der Gemeinden ist uneinheitlich. Das Bundesrecht regelt neu die Rechtsfolgen für die Einbürgerung, wenn eine Bewerberin oder ein Bewerber Sozialhilfe bezieht oder bezogen hat. Danach kann nicht eingebürgert werden, wer in den drei Jahren vor der Gesuchstellung Sozialhilfe bezogen und diese nicht zurückerstattet hat (Art. 7 Abs. 3 BüV-CH). Diese Bundesregelung beseitigt eine Rechtsunsicherheit, die eine Reihe von Zürcher Gemeinden bewogen hat, Karenzfristen für Sozialhilfebezügerinnen und -bezüger festzulegen. Dies hat dazu geführt, dass Personen, die Sozialhilfe bezogen haben, je nach Gemeinde unterschiedlich lang warten müssen, bis sie ein Einbürgerungsgesuch stellen können. Mit der Regelung des Bundes besteht nun keine Notwendigkeit mehr, in dieser Frage kommunale Regeln aufzustellen. Im Kanton Zürich gibt es lediglich einige wenige Gemeinden, die eine Wartefrist von mehr als drei Jahren kennen. Eine einheitliche Wartefrist dient der Harmonisierung der Einbürgerungsvoraussetzungen zwischen Bund und Kanton. 
Im geltenden Zürcher Recht (§ 5 BüV-ZH) wird eine Prognose zur Entwicklung der wirtschaftlichen Situation der Einbürgerungswilligen verlangt; dies stellt im Vergleich zum Bundesrecht eine zusätzliche Anforderung dar. Auf diese kantonale Anforderung soll künftig verzichtet werden, weil sich die Erstellung einer Prognose durch die Gemeinden in der Praxis als schwierig erwiesen hat. Gemäss Bundesrecht muss die Teilnahme am Wirtschaftsleben sowohl im Zeitpunkt der Gesuchseinreichung als auch im Zeitpunkt des abschliessenden Einbürgerungsentscheids vorliegen (Art. 7 Abs. 1 BüV-CH). Damit bleibt es weiterhin möglich, Veränderungen bei der wirtschaftlichen Erhaltungsfähigkeit (z.B. Wegfall von Ansprüchen gegenüber Sozialversicherungen) bis zum Abschluss des Einbürgerungsverfahrens zu berücksichtigen.
[bookmark: _Toc467606154]5.5 Erleichterte Einbürgerung
Bei der erleichterten Einbürgerung handelt es sich um ein Bundesverfahren. Der Kanton hat eine Mitwirkungspflicht bei den Erhebungen, die der Bund für die Beurteilung der Integration benötigt. Wie bei der ordentlichen Einbürgerung verlangt das Bundesrecht auch bei der erleichterten Einbürgerung neu eine erfolgreiche Integration. Dies schliesst insbesondere auch Sprachkenntnisse auf den Referenzniveaus B1 mündlich und A2 schriftlich mit ein. Zusätzlich ist das Bestehen der ehelichen Gemeinschaft zu prüfen. Neu werden diese Erhebungen den Gemeinden delegiert. Diese sind aufgrund ihrer Nähe zu den gesuchstellenden Personen und aufgrund ihrer Praxis bei der ordentlichen Einbürgerung am besten geeignet, die Prüfung der Sprache, der weiteren Integrationskriterien und des Bestehens der ehelichen Gemeinschaft durchzuführen. 
[bookmark: _Toc467606155]6. Ausblick: Erlass eines neuen Bürgerrechtsgesetzes
[bookmark: _GoBack]Die Kantonverfassung verlangt eine abschliessende kantonale Regelung der Einbürgerungsvoraussetzungen auf Gesetzesstufe (Art. 20 Abs. 2 KV). Gemäss Art. 38 Abs. 1 KV müssen alle wichtigen Rechtssätze des kantonalen Rechts in der Form des Gesetzes erlassen werden. Mit Blick auf die Kantonsverfassung und das Legalitätsprinzip erweist sich der Erlass eines kantonalen Bürgerrechtsgesetzes als notwendig.  
Da der Inhalt des kantonalen Bürgerrechtsgesetzes stark durch die Vorgaben des Bundes beeinflusst wird, war es angezeigt, zunächst die Beschlussfassung des Bundesrats über die Bürgerrechtsverordnung abzuwarten. Diese erfolgte im Juni 2016. Die für das Bürgerrechts-wesen zuständige Direktion der Justiz und des Innern hat im Anschluss daran die Arbeiten am Bürgerrechtsgesetz aufgenommen. Die Erfahrung mit vergleichbaren Gesetzgebungsprojekten zeigt, dass für die Erarbeitung der Vorlage, die Vernehmlassung und die Beschlussfassung im Kantonsrat mit einem Zeitbedarf von zwei bis drei Jahren zu rechnen ist. Mit einer Inkraftsetzung des neuen kantonalen Bürgerrechtsgesetzes ist deshalb kaum vor dem Jahr 2020 zu rechnen. 
Rechtsetzungsverfahren sind in der Regel so ausgestaltet, dass zuerst das Gesetz durch den Kantonsrat und gestützt darauf die Vollzugsverordnung durch den Regierungsrat erlassen wird. Aus wichtigen Gründen kann von diesem Vorgehen abgewichen werden. Im vorliegenden Fall muss die Revision der Bürgerrechtsverordnung zeitlich vorgezogen werden, weil nur so die Anpassung des kantonalen Rechts an das neue Bundesrecht auf den 1. Januar 2018 erfolgen kann. Wenn mit diesen Anpassungsarbeiten bis zum Inkrafttreten des kantonalen Bürgerrechtsgesetzes zugewartet würde, so hätte dies im Kanton Zürich eine grosse Rechtsunsicherheit hinsichtlich der massgebenden Einbürgerungsvoraussetzungen sowie Vollzugsprobleme zur Folge. Dies muss im Interesse der Einbürgerungswilligen und der Behörden, die für die Erteilung des Bürgerrechts zuständig sind, vermieden werden. 
Der Gesetzgebungsauftrag der Kantonsverfassung hat nicht mehr die gleiche Bedeutung wie früher, da nach der detaillierten Regelung der Einbürgerungsvoraussetzung durch den Bund nur wenige Regelungsmaterien verbleiben, die in Form eines kantonalen Gesetzes erlassen werden müssen. Das künftige kantonale Bürgerrechtsgesetz kann sich darauf beschränken, die veralteten bürgerrechtlichen Bestimmungen des Gemeindesgesetzes durch zeitgemässe Rechtsnormen zu ersetzen, die sich an den Anforderungen der neuen Bürgerrechtsgesetzgebung des Bundes orientieren. Dabei kann weitgehend auf die Grundsätze abgestellt werden, die bei der Revision der kantonalen Bürgerrechtsverordnung massgebend sind (vgl. Kapitel 3).
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